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Terminhinweise für Medien

Wiederholung
Freitag, 10. Juli, 11 Uhr, Marienhof/Landschaftstraße
Bürgermeisterin Verena Dietl und Stadtschulrat Florian Kraus eröffnen 
die neu gestalteten Lärmschutzwände am Marienhof. Unter dem Motto 
„Olympia in meiner Stadt: Wie stellt ihr euch die Olympischen und Para-
lympischen Spiele in München vor?“ haben Kinder aus sechs städtischen 
Kitas Bilder, Collagen und Modelle gestaltet. Die Kunstwerke zeigen unter 
anderem olympische Ringe, Münchner Wahrzeichen, Maskottchen, Sport-
arten, Stadien sowie Motive rund um Gemeinschaft, Bewegung und Inter-
nationalität.
Das Projekt verbindet kulturelle Bildung, frühkindliche Beteiligung und die 
Münchner Olympiabewerbung auf kindgerechte Weise. Die Kunstobjekte 
wurden fotografiert und grafisch aufbereitet. Sie sind ab Juli 2026 für ein 
Jahr an den Lärmschutzwänden am Marienhof zu sehen. Anwesend sind 
Kinder und deren Erzieher*innen aus den beteiligten Einrichtungen.
Achtung Redaktionen: Medienvertreter*innen werden gebeten, sich bei 
der Pressestelle des Referats für Bildung und Sport per E-Mail an 
presse.rbs@muenchen.de anzumelden. Foto- und Filmaufnahmen sind 
nach vorheriger Abstimmung möglich.

Wiederholung
Freitag, 10. Juli, 11.01 Uhr, Valentin-Karlstadt-Musäum, Tal 50
Wiedereröffnung des Valentin-Karlstadt-Musäums nach Brandschutzsa-
nierung mit Bürgermeisterin Mona Fuchs, Kulturreferent Marek Wiechers, 
Baureferentin Dr. Ing. Jeanne-Marie Ehbauer und Sabine Rinberger, Direk-
torin des Valentin-Karlstadt-Musäums. Das Museum ist nach der offiziellen 
Eröffnung für die Öffentlichkeit bis 22 Uhr kostenfrei zu besichtigen. 

Wiederholung
Freitag, 10. Juli, 18 Uhr, Das Laimer, Von-der-Pfordten-Straße 59
Stadträtin Alexandra Gaßmann (CSU-Stadtratsfraktion) spricht in Vertretung 
des Oberbürgermeisters ein Grußwort anlässlich der Feier zum 60-jährigen 
Jubiläum des Jugendzentrums Das Laimer.

Wiederholung
Freitag, 10. Juli, 19 Uhr, Artothek, Burgstraße 4
Zur Eröffnung der Ausstellung „Neuankäufe 2025“ sprechen der stellver-
tretende Kulturreferent Maximilian Leuprecht und die künstlerische Leite-
rin von Artothek & Bildersaal, Tina Hudelmaier. 
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71 Werke von 40 Münchner Künstler*innen erweitern künftig den Bestand 
der Artothek-Ausleihe.

Wiederholung
Freitag, 10. Juli, 19 Uhr, Festsaal im Alten Rathaus
In Vertretung des Oberbürgermeisters spricht Stadtrat Lorenz Stradtner 
(Die Grünen – Rosa Liste Stadtratsfraktion) ein Grußwort bei der 80-Jahr-
Feier der Vereinigung der Freunde Münchens e.V.

Sonntag, 12. Juli, 20 Uhr, Odeonsplatz, Bühne vor der Feldherrnhalle
Oberbürgermeister Dominik Krause spricht ein Grußwort beim Konzert der 
Münchner Philharmoniker im Rahmen von Klassik am Odeonsplatz. Der 
zweite Abend des gemeinsam mit dem Symphonieorchester des Bayeri-
schen Rundfunks gestalteten Konzert-Wochenendes wird von den Münch-
ner Philharmonikern unter ihrem designierten Chefdirigenten Lahav Shani 
gestaltet. Als Solistin tritt María Dueñas auf. Zur Aufführung kommen Max 
Bruchs Violinkonzert Nr. 1, Richard Wagners Ouvertüre zu „Der fliegende 
Holländer“ sowie Felix Mendelssohns Sinfonie Nr. 3 „Schottische“.
Janine Jansen musste ihren Auftritt leider aus gesundheitlichen Gründen 
absagen. Mit María Dueñas, geboren 2002, konnte eine der spannendsten 
Geigerinnen ihrer Generation für den Konzertabend mit den Münchner 
Philharmonikern gewonnen werden.
Achtung Redaktionen: Pressekontakt: OPHELIAS Culture PR, Ulrike Wil-
ckens, E-Mail letter@ophelias-pr.com, Telefon 6797105-0 sowie Pro Events 
Veranstaltungs GmbH, Bernd Roos, E-Mail br@proevents.de, Telefon 
89438010.

Dienstag, 14. Juli, 18 Uhr, Rathaus, Ratstrinkstube
Bürgermeisterin Verena Dietl, Wirtschaftsreferent Dr. Christian Scharpf so-
wie Vertreterinnen und Vertreter der Hochschulen überreichen den Hoch-
schulpreis der Landeshauptstadt München 2026.
Der mit jeweils 5.000 Euro dotierte Preis wird seit 1993 jährlich für he- 
rausragende Abschlussarbeiten an der Hochschule München, an der Lud-
wig-Maximilians-Universität München und an der Technischen Universität 
München vergeben.
Achtung Redaktionen: Zutritt nur mit Presseausweis. Um eine vorherige 
Anmeldung bis Montag, 13. Juli, per E-Mail an presse.raw@muenchen.de 
wird gebeten. 

Dienstag, 14. Juli, 19 Uhr, Literaturhaus, Saal (3. OG) Salvatorplatz 1, 
Verleihung des Literaturpreises der Landeshauptstadt München 2026 an 
Friedrich Ani durch Stadträtin Anne Hübner (SPD-Stadtratsfraktion) in Ver-
tretung des Oberbürgermeisters und Kulturreferent Marek Wiechers. Die 
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Laudatio hält der Literaturkritiker und Publizist Thomas Wörtche. Musik: 
Maharani Chakrabarti (Klavier). Die Verleihung findet mit geladenen Gästen 
statt. Die Jurybegründung ist unter www.muenchen.de/literatur abzurufen.
Achtung Redaktionen: Eine Anmeldung ist erforderlich per E-Mail an 
literaturpreis@muenchen.de
(Siehe auch unter Meldungen)

Bürgerangelegenheiten

Donnerstag, 16. Juli, 19 Uhr, Kulturzentrum Trudering, Wasserburger 
Landstraße 32 (Zugang ist rollstuhlgerecht)
Sitzung des Bezirksausschusses 15 (Trudering-Riem)

Donnerstag, 16. Juli, 19 Uhr, Mensa des Werner-von-Siemens-Gymna-
siums, Quiddestraße 4 (rollstuhlgerecht)
Bürgerversammlung für den Stadtbezirk 16 (Ramersdorf-Perlach), Bezirk-
steil Perlach. Die Versammlungsleitung und der Bezirksausschussvorsit-
zende Thomas Kauer informieren zu Beginn über wichtige Themen und 
Projekte im Stadtbezirk.
Bürgersprechstunde
Von 18 bis 19 Uhr stehen Vertreter*innen aus folgenden Bereichen inte-
ressierten Bürger*innen Rede und Antwort: Baureferat – Gartenbau und 
Tiefbau, Mobilitätsreferat – Straßenverkehr, Referat für Klima- und Um-
weltschutz – Energieberatung des Bauzentrums, KVR – Bezirksinspektion, 
Gesundheitsreferat - Informationen zum Hitzeschutz und Friedhöfe und 
Bestattungen München, Münchner Verkehrsgesellschaft, der Bezirksaus-
schussvorsitzende Thomas Kauer und in der Regel Seniorenbeirat, Polizei-
inspektion, Stadt-Information sowie das örtlich zuständige Sozialbürger-
haus.

Meldungen

Neue Räume für mehr Sicherheit auf dem Oktoberfest
(9.7.2026) Das Servicezentrum Theresienwiese hat ab sofort eine neue Si-
cherheitszentrale und einen neuen Raum für den Koordinierungskreis für 
das Oktoberfest. Hier finden künftig ein modernes Beobachtungsmanage-
ment, die Steuerung der Besucherströme und ein verbesserter Informati-

http://www.muenchen.de/literatur
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onsfluss zwischen allen beteiligten Sicherheitsbehörden und der Veranstal-
tungsorganisation einen Platz.
„Nach den Geschehnissen am mittleren Wiesnsamstag im vergangenen 
Jahr hatte ich gemeinsam mit den Sicherheitsbehörden, Wirten, Beschi-
ckern und der Festleitung Sofortmaßnahmen eingeleitet“, erläutert der 
Referent für Arbeit und Wirtschaft Dr. Christian Scharpf. „Für diese wurde 
jetzt auch eine moderne Infrastruktur geschaffen.“ 
Das Referat für Arbeit und Wirtschaft ist nach der Wiesn 2025 umgehend 
mit dem Baureferat auf die Suche nach geeigneten Räumlichkeiten ge-
gangen. In Anbetracht der Bedeutung des Themas für die Sicherheit auf 
dem Oktoberfest hat sich das Kreisverwaltungsreferat bereit erklärt, die 
Fläche des bisherigen Fundbüros für die Umbaumaßnahmen zur Verfügung 
zu stellen. Das Fundbüro befindet sich künftig im Deutschen Museum 
Verkehrszentrum auf der Theresienhöhe, nur fußläufig vom Festgelände 
entfernt.
Im Rahmen der Umbaumaßnahmen wurde im Servicezentrum unter 
Projektleitung des Baureferats ein moderner Konferenz- und Kommuni-
kationsraum geschaffen. Input gaben die künftigen Nutzer und Koordi-
nierungskreisteilnehmer*innen, also Feuerwehr, Polizei, Rettungsdienst, 
Sicherheitsberater und  -unternehmen, Veranstaltungsbüro und Festleitung. 
„Es war für uns ein sehr interessantes Projekt, denn so etwas bauen wir 
auch nicht alle Tage. Ich freue mich, dass das Baureferat hier trotz der 
beengten Fläche des Servicezentrums in kürzester Zeit moderne Arbeits-
räume geschaffen hat, die das Oktoberfest noch sicherer machen“, sagt 
Baureferentin Dr.-Ing. Jeanne-Marie Ehbauer.
Der neue Raum bietet 34 Sitzplätze, davon 30 digitale Plug-and-Play-Ar-
beitsplätze. Ergänzt wird das Konzept durch einen separaten Serverraum, 
zwei schalloptimierte Telefon- und Funkerschleusen, welche die Räume als 
Puffer zum restlichen Gebäude abschotten, sowie eine Einsprechkabine 
für Durchsagen.
Ein besonderes Augenmerk lag auf Akustik und Arbeitskomfort. Akustik-
decken, Teppichboden und schalloptimierte Nebenräume sorgen für eine 
angenehme Arbeitsatmosphäre. Sämtliche Bereiche sind klimatisiert.
Kernstück des Projekts ist die multimediale Konferenz- und Kommunikati-
onstechnik mit rund 22 Quadratmeter Bildschirmfläche. Sie ermöglicht die 
gleichzeitige Darstellung verschiedener Informationsquellen, Videokonfe-
renzen sowie die Einbindung externer Daten- und Kamerasysteme. Hier 
steht Raum für konzentriertes Arbeiten von Teams mit bis zu 35 Personen 
zur Verfügung. Schalltechnisch optimierte Glas-Schleusen ermöglichen 
ein nahezu störungsfreies Betreten und Verlassen des Raums. Über die 
gesonderte Sicherheitszentrale kann der Raum zusätzlich mit Bildern und 
Daten versorgt werden.
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Beide Räume bilden das Herzstück des neuen Sicherheitskonzepts auf 
dem Oktoberfest, das auch die Installation von Kameras auf dem gesam-
ten Festgelände beinhaltet. Diese Kameras zeigen mit Hilfe von künstlicher 
Intelligenz auf, an welchen Stellen sich besonders viele Menschen aufhal-
ten, und ermöglichen so eine optimale Besuchersteuerung.

Stadt zeichnet Friedrich Ani mit dem Literaturpreis 2026 aus
(8.7.2026) Der Schriftsteller Friedrich Ani wird mit dem Literaturpreis der 
Landeshauptstadt München 2026 ausgezeichnet. Der mit 10.000 Euro do-
tierte Preis wird, alternierend mit dem Publizistik- und Übersetzungspreis, 
alle drei Jahre für ein herausragendes literarisches Gesamtwerk verge-
ben. Ausgezeichnet werden Schriftsteller*innen, deren Werke in Stil und 
Gehalt hohe Qualität aufweisen und München als Literaturstadt Geltung 
und Ansehen verschaffen. Zur Verleihung am Dienstag, 14. Juli, sprechen 
Stadträtin Anne Hübner (SPD-Stadtratsfraktion) in Vertretung des Ober-
bürgermeisters und Kulturreferent Marek Wiechers. Die Laudatio hält der 
Literaturkritiker und Publizist Thomas Wörtche. Die Veranstaltung findet mit 
geladenen Gästen statt.
Die Jurybegründung: 
„Friedrich Ani kennt man seit 30 Jahren als herausragenden, originellen 
und vielfach preisgekrönten Krimi-Autor. Der Münchner Schriftsteller ist 
aber weit mehr. Ani schreibt Gedichte, Hörspiele, Drehbücher, Theaterstü-
cke. Sein Roman ‚Die unterirdische Sonne‘ (2014) ist eine aufwühlende 
Auseinandersetzung mit dem Thema Jugendgewalt. Und in ‚Schlupfwinkel. 
Fantasien über eine fremde Heimat‘ (2025) hat sich Ani auf eindringliche, 
bewegende Weise als Sohn einer ‚Heimatvertriebenen‘ aus Schlesien und 
eines syrischen Studenten mit der eigenen Herkunft befasst. Die Literatur 
erscheint darin als Fluchtort, als ‚Schlupfwinkel‘. Und von Menschen, die 
flüchten, die verschwinden, wird auch in Anis Krimis erzählt. Um Mord und 
Totschlag geht es darin auch. Aber noch weit mehr um das Hin(ein)schauen 
in die Gegenwart. Weswegen uns Ani literarisch auch in kein touristisches 
Weißwurst-München und stattdessen in weniger bekannte Seitenstra-
ßen der Stadt führt. Das alles macht er mit einer genauso poetischen wie 
klaren Sprache, mit psychologischem Tiefblick, der neben zahlreichen Ab-
gründen vor allem die Einsamkeit der Menschen offenbart. Und für dieses 
vielseitige, tiefgründige Lebenswerk erhält Friedrich Ani den Literaturpreis 
der Stadt München.“
Informationen auch unter www.muenchen.de/literaturpreis.

120 Medienscouts nehmen ihre Arbeit an Münchner Schulen auf
(9.7.2026) Fake News, Cybermobbing, Datenschutzprobleme und stän-
dige Erreichbarkeit – die digitale Welt stellt Jugendliche vor große Her-

http://www.muenchen.de/literaturpreis
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ausforderungen. Gerade im Schulalltag zeigt sich, wie groß der Bedarf an 
Aufklärung und Begleitung im Umgang mit digitalen Medien ist. Um die 
Schulfamilien bei diesen Themen zu stärken, bildet die Stadt interessierte 
Schüler*innen zu sogenannten Medienscouts aus. Die Ausbildung erfolgt 
im Rahmen eines einjährigen Wahlkurses. Gestern ist der dritte Jahrgang 
von Medienscouts im campus42 verabschiedet worden. Stadtschulrat 
Florian Kraus hat 120 Schüler*innen aus zehn Münchner Schulen ihre Ab-
schlussurkunden überreicht. Ab dem kommenden Schuljahr werden sie 
ihre jeweiligen Schulen bei unterschiedlichen Formaten der Medienbildung 
unterstützen, sich aber auch bei Aktivitäten wie Coding-Projekten oder der 
Einrichtung von Makerspaces engagieren. 
Inhaltliche Module der Medienscout-Ausbildung
Zu der Ausbildung, die der Fachbereich Neue Medien / Medienpädagogik 
im campus42 des Pädagogischen Instituts – Zentrum für Kommunales 
Bildungsmanagement ausgearbeitet hat, gehören Module wie „Social Me-
dia“, „Cyberkriminalität“ und „Extremismus auf TikTok“. 
Auch die LOVE-Storm-Ausbildung gegen Hatespeech sowie eine Aufklä-
rung zum erhöhten Risiko von Hatespeech für weiblich gelesene Personen 
und queere Menschen sind Teil des Programms. Zusätzlich zu den medien-
kritischen Inhalten beinhaltet die Ausbildung praxisorientierte Module, un-
ter anderem im Bereich von Making, Coding und Gaming. Dafür steht den 
Medienscouts der neu eröffnete campus42 zur Verfügung, ein zentraler 
Ort für medienpädagogische Innovationen. 
Die Schüler*innen absolvieren die Module im Rahmen von vier Weiterbil-
dungstagen und mehreren individuellen Terminen. Zu den Referent*innen 
gehören ausgebildete Medienpädagog*innen, aber auch erfahrene Me-
dienscouts von anderen Schulen. Neben den Schüler*innen nehmen auch 
Lehrkräfte der beteiligten Schulen an der Medienscout-Ausbildung teil. 
Sie werden gesondert geschult, um die Aktivitäten der Medienscouts im 
Schulalltag begleiten und unterstützen zu können. 
Sicherheit und Unterstützung im Medienscouts-Netzwerk
Die Tätigkeit der Medienscouts ist fordernd und kann auch persönlich be-
lastend sein. Daher können sie auch nach Ende der Ausbildung auf die 
Unterstützung der Lehrkräfte und der verantwortlichen Medienpädago-
g*innen zugreifen. Wichtig ist auch der Erfahrungsaustausch mit anderen 
Medienscouts. Hierfür veranstaltet die Stadt regelmäßige Netzwerktreffen. 
Die Resonanz auf die Ausbildung ist groß, berichten die Verantwortlichen 
im campus42. Die Schulen, die das Programm zur Medienscout-Schule 
im kommenden Schuljahr durchlaufen, stehen fest; zur Einstimmung nah-
men ihre Lehrkräfte bereits an der Abschlussveranstaltung teil. Für das 
Schuljahr 2027/28 können sich interessierte Schulen ab Frühjahr 2027 
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bewerben. Infos dazu gibt es unter https://medienbildung-muenchen.de/
medienscouts.
Bürgermeisterin Verena Dietl: „Digitale Medien gehören selbstverständ-
lich zum Alltag junger Menschen. Umso wichtiger ist es, dass sie lernen, 
verantwortungsvoll miteinander umzugehen und Hass, Ausgrenzung oder 
Falschinformationen entgegenzutreten. Mich beeindruckt, mit wie viel 
Verantwortungsbewusstsein sich die Medienscouts für ihre Mitschüler*in-
nen einsetzen. Sie hören zu, geben Orientierung und helfen dabei, digitale 
Medien sicher und respektvoll zu nutzen. Damit leisten sie einen wichtigen 
Beitrag für ein gutes Miteinander an unseren Schulen und zeigen, wie 
junge Menschen unsere Stadt aktiv mitgestalten.“
Stadtschulrat Florian Kraus: „Gerade im Bereich der digitalen Medien ist 
es wichtig, auf Augenhöhe zu agieren. Dafür eignen sich Schüler*innen 
besser als jede Lehrkraft. Ich bin daher ein großer Anhänger der Medien- 
scout-Idee und nicht überrascht, dass die Nachfrage nach dem Münchner 
Modell hoch ist. Vielen Dank allen Beteiligten für ihr großes Engagement 
im Sinne einer harmonischen, positiven Schulkultur.“ 
Teilnehmende Schulen aus München waren die städtische Willy-Brandt-Ge-
samtschule, das städtische Adolf-Weber-Gymnasium, das städtische 
Theodolinden-Gymnasium, die städtische Carl-von-Linde-Realschule, 
die städtische Fachschule für Grundschulkindbetreuung, das städtische 
Sophie-Scholl-Gymnasium, die städtische Artur-Kutscher-Realschule, die 
städtische Ludwig-Thoma-Realschule, das städtische Thomas-Mann-Gym-
nasium sowie das staatliche Michaeli-Gymnasium.

Stadtschulrat Florian Kraus (2.v.r.) dankt Dr. Sonja Moser (2.v.l.) und ihrem Team für die er-
folgreiche Ausbildung von 120 Medienscouts an zehn Münchner Schulen. (Foto: campus42/
Hannes Rohrer)

https://medienbildung-muenchen.de/medienscouts
https://medienbildung-muenchen.de/medienscouts
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MünchenHören 2026: Schüler*innen präsentieren Audio-Beiträge zu KI
(9.7.2026) Unter dem Motto „KI macht Schule – Wir suchen KI, die uns um-
gibt“ haben sich in den vergangenen Wochen über 300 Schüler*innen auf 
die Suche nach Antworten zu ihren Fragen rund um KI gemacht. Wie be-
einflusst KI unsere zukünftigen Arbeitsmarktchancen? Wie viel KI steckt in 
modernen Autos? Könnte KI unsere Lehrerin ersetzen? Ihre Rechercheak-
tivitäten haben die Schüler*innen gemeinsam mit BR-Journalist*innen und 
Mediencoaches des campus42 als Audiobeiträge produziert. Das Projekt 
fand bereits zum 17. Mal statt. Es ist ein medienpädagogisches Kooperati-
onsprojekt des Bayerischen Rundfunks mit dem campus42 des Pädagogi-
schen Instituts – Zentrum für Kommunales Bildungsmanagement (PIZKB).

Abschlussveranstaltung von MünchenHören 2026 am Dienstag, 7. Juli. (Foto: BR)

Stadtrat Lorenz Stradtner betonte in Vertretung des Oberbürgermeisters 
gegenüber den teilnehmenden Kindern: „Das ist etwas, was die KI uns 
nicht abnehmen kann: neugierig durch die Welt zu gehen und immer 
wieder Fragen zu stellen. Bleibt auf jeden Fall so neugierig und macht so 
weiter, wie ihr das beim Projekt gemacht habt. Ich fand es sehr spannend, 
was ihr entdeckt habt und was ihr kennenlernen konntet.“
Anorte Linsmayer, Leiterin der Hauptabteilung Entwicklung und Public 
Value des BR, hob hervor: „Es ist wichtig, weil KI ein hilfreiches Tool und 
Werkzeug ist, um Sachen anders zu machen oder besser zu machen. Aber 
gleichzeitig kann KI das eigene Lernen nicht ersetzen. Auch das kritische 
Denken wird weiterhin wichtig sein. Das kann die KI nicht für euch über-
nehmen. Bleibt kritisch und neugierig.“
Für den Leiter des PIZKB, Mathias Marschall, stand fest: „Ich finde, ihr 
macht jetzt schon alles richtig. Und das habt ihr in euren Projekten gezeigt: 
Ihr hört zu. Das ist mit das Wichtigste: zuhören und sich die Menschen 
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genau anschauen und ihre Aussagen auch gegebenenfalls hinterfragen. 
Wenn ihr kluge Fragen stellt und kluge Antworten bekommt, braucht ihr 
keine KI, denn euer ‚I‘ steckt in eurem Kopf.“
Bei „MünchenHören“ gehen Münchner Schüler*innen mit Mikrofon und 
Aufnahmegerät in ihrem Stadtteil auf Geschichtenjagd. Im Projekt arbeiten 
Kinder, Jugendliche und junge Erwachsene aus Münchner Schulklassen, 
Horten, Mittagsbetreuungen und Tagesheimen mit Radiojournalist*innen 
des BR und Coaches des campus42 zusammen und produzieren Podcasts. 
In den letzten Jahren wurden knapp 500 Audiobeiträge umgesetzt und 
vom BR veröffentlicht.
Die Beiträge in voller Länge sowie erläuternde Texte gibt es unter https://
medienbildung-muenchen.de/muenchen-hoeren/#Details und www.br.de/
medienkompetenzprojekte/inhalt/muenchenhoeren/muenchen-hoeren- 
abschluss-2026-ki-macht-schule-100.html. 

DIY-Workshop: Gebrauchte Solarmodule bekommen zweites Leben
(9.7.2026) Das Bauzentrum München lädt am Dienstag, 21. Juli, um 14.30 
Uhr zum „Do-It-Yourself-Workshop – Gebrauchte Solarmodule bekommen 
ein zweites Leben auf deinem Balkon“ ein. Die Veranstaltung ist Teil der 
Photovoltaik-Themenwoche des Bauzentrums und findet im Rahmen der 
Bayerischen Energietage statt. Veranstaltungsort ist das Bauzentrum in der 
Messestadt Riem, Konrad-Zuse-Platz 12 (Zugang über Konrad-Zuse-Platz 
8). Die Teilnahmegebühr beträgt 100 Euro und beinhaltet die Teilnahme am 
Workshop sowie die Mitnahme einer fertigen Balkonsolaranlage. Eine ver-
bindliche Anmeldung ist erforderlich unter https://t1p.de/3hyz8. 
Die Teilnehmer*innen bauen im Verlauf des Workshops ihr eigenes funk-
tionsfähiges Steckersolargerät (Balkonsolarkraftwerk) aus gebrauchten 
Photovoltaik-Modulen zusammen, welches sie am Ende des Workshops 
mit nach Hause nehmen können. Im Theorieteil werden die Grundlagen 
und die Funktionsweise kleiner Solaranlagen anhand von Beispielen ver-
mittelt und die rechtlichen Aspekte von Balkonkraftwerken behandelt. Im 
Praxisteil werden gemeinsam die Vormontage der Photovoltaik-Module mit 
einem Wechselrichter und ein anschließender Funktionstest durchgeführt. 
Hinweise für die Installation des Balkonkraftwerks am heimischen Balkon 
runden den Workshop ab. 
Unter dem Motto „Energiewende. Hier. Jetzt.” zeigt ganz Bayern bei den 
„Bayerischen Energietagen“ vom 18. bis 26. Juli, was es bedeutet, Ener-
giewende und Klimaschutz gemeinsam zu denken. Zahlreiche Akteur*in-
nen organisieren informative, unterhaltsame und interaktive Aktionen und 
Veranstaltungen – vor Ort und digital. Initiator der Bayerischen Energietage 
ist das Bayerische Staatsministerium für Wirtschaft, Landesentwicklung 
und Energie.Weitere Informationen unter energietage.bayern.de.

https://medienbildung-muenchen.de/muenchen-hoeren/#Details
https://medienbildung-muenchen.de/muenchen-hoeren/#Details
http://www.br.de/medienkompetenzprojekte/inhalt/muenchenhoeren/muenchen-hoeren-abschluss-2026-ki-macht-schule-100.html
http://www.br.de/medienkompetenzprojekte/inhalt/muenchenhoeren/muenchen-hoeren-abschluss-2026-ki-macht-schule-100.html
http://www.br.de/medienkompetenzprojekte/inhalt/muenchenhoeren/muenchen-hoeren-abschluss-2026-ki-macht-schule-100.html
https://t1p.de/3hyz8
http://energietage.bayern.de
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Über das Bauzentrum
Das Bauzentrum in der Messestadt Riem ist das Informations- und Bera-
tungszentrum der Stadt zu den Themen nachhaltiges Wohnen, Sanieren 
und Bauen. Es bietet Bürger*innen und Fachleuten vielfältige Veranstaltun-
gen, umfassende Informationen und Beratung zu sämtlichen Fragestellun-
gen rund um Wohnen, Sanieren und Bauen. Weitere Informationen unter 
muenchen.de/bauzentrum und veranstaltungen.muenchen.de/bauzentrum.
Das Bauzentrum ist Unterstützer im „Team Energiewende Bayern“ des 
Bayerischen Staatsministeriums für Wirtschaft, Landesentwicklung und 
Energie. Das „Team Energiewende Bayern“ ist eine bayernweite Initiative, 
die die Energiewende auf vielfältige Weise voranbringt.  

Sommerfest auf dem Wochenmarkt Fürstenried-West
(9.7.2026) Am Samstag, 11. Juli, lädt der Wochenmarkt Fürstenried-West 
von 7 bis 13 Uhr zum Sommerfest auf dem Schweizer Platz ein. Besu-
cher*innen können sich auf Marktspezialitäten, Aktionen der Händler*in-
nen und eine fröhliche Atmosphäre freuen. 
„Wir freuen uns auf zahlreiche Besucher*innen, die gemeinsam mit uns 
den Sommer feiern“, sagt Kira Weißbach, 2. Werkleiterin der Märkte Mün-
chen. Das Fest ist kostenlos und offen für alle. Der Wochenmarkt findet 
jeden Samstag von 7 bis 13 Uhr statt.

http://muenchen.de/bauzentrum
http://veranstaltungen.muenchen.de/bauzentrum
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Antworten auf Stadtratsanfragen
Donnerstag, 9. Juli 2026

Höhenbegrenzung von 37 Metern für Neubauten im Münchner Innen-
stadtbereich nach dem Vorbild von Paris
Anfrage Stadtrat Dirk Höpner (München-Liste) vom 15.12.2025

Befürchtete 1,6 Milliarden Euro Investment-Verluste der Bayerischen 
Versorgungskammer (BVK): Was bedeutet das für Vorhaben in Mün-
chen (v.a. Neubau der BVK-Zentrale, Nachverdichtung Fürstenried)?
Anfrage Stadtrat Dirk Höpner (München-Liste) vom 15.12.2025

Heizungsausfall in Dawonia Wohnblock am Hasenbergl - Welche Rolle 
spielen die SWM?
Anfrage Stadtrats-Mitglieder Marie Burneleit, Stefan Jagel, Thomas 
Lechner und Brigitte Wolf (Die Linke / Die PARTEI Stadtratsfraktion) vom 
13.1.2026

Kulturrettung I: Einführung einer Kulturabgabe auf kommerzielle 
Großevents
Antrag Stadtrat Stefan Jagel (Die Linke / Die PARTEI Stadtratsfraktion) vom 
15.1.2026

Faires Parken in Freiham
Antrag Stadtrats-Mitglieder Nikolaus Gradl und Heike Kainz (Stadtratsfrak-
tion der CSU mit FREIE WÄHLER) vom 15.1.2026

Gasmangellage mit Maßnahmen begegnen
Dringlichkeitsantrag Stadtrats-Mitglieder Daniel Stanke, Markus Walbrunn 
und Iris Wassill (AfD) vom 3.2.2026
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Höhenbegrenzung von 37 Metern für Neubauten im Münchner Innen-
stadtbereich nach dem Vorbild von Paris
Anfrage Stadtrat Dirk Höpner (München-Liste) vom 15.12.2025

Antwort Stadtbaurätin Professorin Dr. (Univ. Florenz) Elisabeth Merk:

Mit Schreiben vom 15.12.2025 haben Sie gemäß § 68 GeschO eine An-
frage an Herrn Oberbürgermeister gestellt. Aufgrund der erforderlichen 
Klärungen und Abstimmung mit weiteren laufenden Vorgängen konnte die 
Anfrage nicht in der geschäftsordungsgemäßen Frist erledigt werden. Wir 
bitten hierfür um Verständnis.

In Ihrer Anfrage führen Sie Folgendes aus:
„Mit dem im Jahr 2023 beschlossenen Plan Local d’Urbanisme (PLU) hat 
Paris eine grundsätzliche Richtungsentscheidung in der Stadtentwicklung 
getroffen: gegen eine weitere Vertikalisierung der Innenstadt und für eine 
kompakte, maßstäbliche und klimaangepasste Bauweise. Neubauten sind 
dort in weiten Teilen auf maximal 37 m begrenzt. Diese Entscheidung be-
ruht nicht auf ideologischen, sondern auf städtebaulichen, ökologischen 
und sozialen Erwägungen.
Auch München steht vor vergleichbaren Herausforderungen: Flächen-
knappheit, Klimaziele, steigende Baukosten, soziale Durchmischung so-
wie der Schutz eines historisch und touristisch hochsensiblen Stadtbilds. 
Dennoch verzichtet die Stadt bislang auf eine klare, allgemein verbindliche 
Höhenbegrenzung und setzt stattdessen auf Einzelfallentscheidungen und 
projektbeogene Hochpunkte.“ 

In diesem Zusammenhang stellen Sie folgende Fragen, die vom Referat für 
Stadtplanung und Bauordnung wie folgt beantwortet werden.

Frage 1:
Teilt die Stadtverwaltung die Einschätzung, dass eine verbindliche Hö-
henbegrenzung von maximal 37 m (ca. 12 Geschosse) für Neubauten im 
Münchner Innenstadtbereich (innerhalb des mittleren Rings) geeignet 
wäre, die historisch gewachsene Skyline Münchens dauerhaft zu schüt-
zen? Falls nein: warum nicht?

Antwort:
Die Stadtverwaltung folgt zu Fragen der Höhenentwicklung der am 
28.6.2023 (Sitzungsvor-lage Nr. 20-26/V 08279) vom Stadtrat beschlosse-
nen Hochhausstudie München (HHS). Ein grundsätzliches Ziel der HHS ist 
ebenfalls der Schutz tradierter Stadtbilder. Sie teilt aber nicht den Ansatz 
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einer pauschalen Höhenbegrenzung, sondern verfolgt ein differenziertes 
Vorgehen. Für die Altstadt und weite Teile der Innenstadt wird eine restrik-
tive Leitvorstellung („Traufe stärken“ – d.h. eine bestandsorientierte Hö-
henentwicklung deutlich unter 37 m) verfolgt. An geeigneten Standorten 
und unter Erfüllung hoher gestalterischer, ökologischer und gesellschaftli-
cher Qualität sollen Hochhausentwicklungen in München jedoch möglich 
sein. Zur Anwendung kommt die HHS mit einem strukturierten Planungs-
prozess, der über sämtliche Planungsschritte hinweg die besonderen 
Anforderungen (Berücksichtigung der Planungsgrundlagen aus der HHS, 
Stadtbildverträglichkeitsuntersuchungen, Nachweis der Qualitätskriterien, 
Wettbewerb, Bauleitplanverfahren etc.) für Hochhausplanungen formuliert.

Frage 2:
Erkennt die Stadtverwaltung an, dass hochpunktorientierte Bebauung im 
Vergleich zu kompakt-niedriger Bauweise regelmäßig mit höheren CO₂-
Emissionen, höherem Energieverbrauch und negativen mikroklimatischen 
Effekten (z.B. Verschattung, Windkanäle) verbunden ist? Falls nein: auf wel-
che fachlichen Grundlagen stützt sich diese Einschätzung?

Antwort:
Die Frage lässt sich in dieser Formulierung nicht pauschal beantworten. 
Unstrittig haben sehr hohe Hochhäuser eine ungünstigere Ausgangposi-
tion in der CO2-Bilanz aufgrund eines höheren Materialaufwands und in 
der Regel einer aufwändigeren Haustechnik. Diese Parameter sind jedoch 
sehr stark projektabhängig: zum einen von der konkreten Höhe, zum ande-
ren von der jeweiligen Bauweise und den eingesetzten Baustoffen. Durch 
eine kluge Gestaltung und optimierte Planung lassen sich Nachteile in ge-
wissem Rahmen minimieren.

Entscheidend ist eine ganzheitliche Nachhaltigkeitsbetrachtung bei 
jedem Bauvorhaben – unabhängig von der Bauform und einer festen 
Höhenbegrenzung. Hierbei ist es notwendig alle Auswirkungen einer 
Baumaßnahme zu betrachten – also neben den genannten Aspekten (CO₂-
Emissionen, Energieverbrauch im Betrieb, Auswirkungen auf das Mikro-
klima) auch die über die Systemgrenzen des Gebäudes hinausgehenden 
Auswirkungen (z.B. für Dichte und funktionale Durchmischung des Quar-
tiers, Erfordernisse für Erschließung und Mobilität, Lebenszyklusbetrach-
tung). 

Im Rahmen von Bauleitplanverfahren werden für das Planungsvorhaben 
relevante Gutachten erstellt und Prüfungen vorgenommen (z.B. Verschat-
tungsstudien, Mobilitätskonzepte, Untersuchungen zu Kaltluftschneisen, 
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etc.) und auch bereits Klimakonzepte erstellt. Die Ergebnisse werden, so-
weit möglich und im Rahmen der Bauleitplanung regelbar, durch Festset-
zungen im Bebauungsplan und durch Vereinbarungen im städtebaulichen 
Vertrag rechtlich gesichert. Weitere Maßnahmen zu den Aspekten der 
Nachhaltigkeit, des Klimaschutzes und der Klimaanpassung sind verhandel-
bar und können von den Vorhabensträger*innen als Absichtserklärung zu 
deren Umsetzung in einer sogenannten Charta festgehalten werden. Auf 
die Beschlusslage zum Klimafahrplan in der Bauleitplanung („Klimaneutra-
les München bis 2035 – Ziele und Umsetzungsstrategie des Referats für 
Stadtplanung und Bauordnung“, Sitzungsvor-lage Nr. 20-26/V 03873 vom 
20.10.2021) wird verwiesen.

Frage 3:
Hat die Stadtverwaltung die im Pariser Plan Local d’Urbanisme (PLU) 2023 
eingeführte Höhenbegrenzung fachlich ausgewertet oder auf ihre Über-
tragbarkeit auf München geprüft? Wenn ja: mit welchen Ergebnissen? 
Wenn nein: aus welchen Gründen unterblieb eine solche Prüfung bislang?

Antwort:
Der Pariser Plan Local d’Urbanisme (PLU) wurde 2023 zeitgleich mit der 
Münchner Hochhausstudie 2023 verabschiedet. Daher konnte dieser 
schon rein zeitlich bei der Erarbeitung keine Rolle spielen. Die Anwendung 
einer pauschalen Höhenbegrenzung wird für München als nicht zielfüh-
rend gesehen (s. Frage 1). Generell verfolgt die Stadtverwaltung Entwick-
lungen in anderen Städten und beteiligt sich am stadtübergreifenden fachli-
chen Austausch, zum Beispiel über Städtenetzwerke oder EU-Programme. 
Für eine intensivere Prüfung des Plan Local d’Urbanisme bioclimatique als 
umfassendes Planwerk zur Entwicklung von Paris (mit mehreren hundert 
Seiten) bestand kein Anlass oder Auftrag. 

Frage 4:
Welche konkreten Gründe sprechen aus Sicht der Stadtverwaltung gegen 
die Einführung einer pauschalen Höhenbegrenzung von 37 m im Innen-
stadtbereich, und wie werden diese Gründe gegenüber den Zielen des 
Klima-, Stadtbild- und Lebensqualitätsschutzes abgewogen?

Antwort:
Eine durchgehende pauschale Höhenbegrenzung wird nach Einschätzung 
der Verwaltung und bestätigt durch Beschlüsse des Stadtrates, der kom-
plexen Realität der Stadtstrukturen und der Abhängigkeit der Auswirkun-
gen eines Projektes von einer Vielzahl von Parametern nicht gerecht (s.a. 
Sitzungsvorlage „Ratsentscheid zur Hochhausgrenze“, Sitzungsvorlage Nr. 
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20-26/V 05686 vom 12.10.2022). Eine Abwägung gegenüber den Zielen 
des Klima-, Stadtbild- und Lebensqualitätsschutzes erfolgt im Einzelfall in 
den jeweiligen Bebauungsplanverfahren.

Frage 5:
Inwiefern hält die Stadtverwaltung die derzeitige Praxis projektbezogener 
Hochpunkte und Ausnahmen für transparenter, gerechter oder nachhaltiger 
als eine allgemein verbindliche Höhenregelung?

Antwort:
Eine Prüfung im Einzelfall auf der Basis von festgelegten einheitlichen 
Anforderungen (zur Anwendung der Hochhausstudie) ermöglicht es den je-
weiligen standort- und projektbezogenen Rahmenbedingungen Rechnung 
zu tragen. Transparenz wird in den Bauleitplanverfahren über die gesetzlich 
geregelten jeweiligen Öffentlichkeitsbeteiligung und die Stadtratsbeschlüs-
se hergestellt, in denen zur Erfüllung der Anforderungen berichtet wird. 

Frage 6:
Plant die Stadtverwaltung, vor dem Hintergrund internationaler Beispiele 
wie Paris eine verbindliche Höhenbegrenzung für Neubauten künftig zu-
mindest zu prüfen oder in Pilotgebieten anzuwenden? Falls nein: warum 
nicht?

Antwort:
Nein. Die Stadtverwaltung verfolgt das in der HHS 2023 für München fest-
gelegte Vorgehen. Zur grundlegenden Haltung wird auf die vorangegange-
nen Fragen verwiesen.

Um Kenntnisnahme der vorstehenden Ausführungen wird gebeten. Wir 
gehen davon aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist.
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Befürchtete 1,6 Milliarden Euro Investment-Verluste der Bayerischen 
Versorgungskammer (BVK): Was bedeutet das für Vorhaben in Mün-
chen (v.a. Neubau der BVK-Zentrale, Nachverdichtung Fürstenried)?
Anfrage Stadtrat Dirk Höpner (München-Liste) vom 15.12.2025

Antwort Stadtbaurätin Professorin Dr. (Univ. Florenz) Elisabeth Merk:

Mit Schreiben vom 15.12.2025 haben Sie gemäß § 68 GeschO folgende 
Anfrage an Herrn Oberbürgermeister gestellt, die vom Referat für Stadtpla-
nung und Bauordnung wie folgt beantwortet wird.

In Ihrer Anfrage führen Sie Folgendes aus: Da Investment-Verluste der Bay-
erischen Versorgungskammer (BVK) befürchtet werden, möchten Sie Infor-
mationen über die Auswirkungen auf die Vorhaben der BVK in München er-
halten. Als aktuelle Vorhaben werden die geplante Zentrale der BVK an der 
Richard-Strauss-Straße und die geplante Erweiterung der Wohnsiedlung 
der BVK in Fürstenried benannt. Zusätzlich zu den Informationen, die uns 
vorliegen, haben wir die BVK gebeten, zu den befürchteten Auswirkungen 
Stellung zu nehmen.

Das Referat für Stadtplanung und Bauordnung bedankt sich für die Fristver-
längerung bis zum 30.9.2026.

Vor Beantwortung Ihrer Fragen möchten wir Ihnen daher die folgenden all-
gemeinen Erläuterungen der BVK zur Thematik übermitteln:
„Die Bayerische Versorgungskammer befasst sich schon seit längerem 
eingehend mit der Thematik rund um die einzelnen US-Immobilieninvest-
ments und hat dazu auch Unterstützung bei externen Experten eingeholt. 
Die Investments werden konsequent aufgearbeitet.
Auswirkungen auf die Versorgungszusagen gegenüber Mitgliedern, Ver-
sicherten und Leistungsempfängerinnen sowie -empfängern schließt die 
Bayerische Versorgungskammer aus. Einzelne Verluste in dem breit diver-
sifizierten Kapitalanlageportfolio werden durch Gewinne anderer Invest-
ments ausgeglichen. Zudem hat die Bayerische Versorgungskammer sehr 
früh ein effektives Risikomanagement aufgebaut. Hier ist unter anderem 
festgelegt, dass Einzel Immobilieninvestments mit Projektentwicklungs-
hintergrund nur einen sehr geringen Anteil an den Gesamtkapitalanlagen 
ausmachen dürfen. Daher haben sie auch im Falle einer Realisierung von 
Risiken keine signifikanten Auswirkungen auf das Gesamtergebnis. Wenn 
Medien also schreiben, dass die Bayerische Versorgungskammer Geld 
ohne Strategie und jegliches Risikomanagement ,,verzockt“ hätte, hat das 
mit der Realität nichts zu tun.
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Bekanntermaßen wurden auch gegen die Bayerische Versorgungskam-
mer in der Vergangenheit Klagen eingereicht, die zwischenzeitlich von der 
Klägerseite wieder zurückgenommen worden sind. Der Bayerischen Ver-
sorgungskammer ist bekannt, dass mittlerweile zwei Klagen wieder aufge-
nommen worden sind. Auch ist nicht ausgeschlossen, dass es zu weiteren 
Klagen kommen kann. Die Bayerische Versorgungskammer ist davon über-
zeugt, dass es keinerlei rechtliche Grundlage für eine Nennung der Bayeri-
schen Versorgungskammer in den aktuell bekannten Klagen gibt.
Gleichwohl zieht die Bayerische Versorgungskammer mit Blick auf die wirt-
schaftlichen Herausforderungen einzelner US-Immobilieninvestments mit 
einem Maßnahmenprogramm umfassende Konsequenzen. Gerne möch-
ten wir Sie an dieser Stelle auf die Website der Bayerischen Versorgungs-
kammer hinweisen. Hier werden regelmäßig aktuelle Informationen zum 
Thema transparent bereitgestellt: https://www.versorgungskammer.de/
US-lmmobilien.“

Außerdem möchte das Referat für Stadtplanung und Bauordnung der Be-
antwortung der einzelnen Fragen folgende Informationen zu den genann-
ten Projekten voranstellen:
Am 6. Juli 2022 hat der Ausschuss für Stadtplanung und Bauordnung des 
Stadtrats die beiden Bebauungspläne Nr. 2109 Appenzeller Straße (Sit-
zungsvorlage Nr. 20-26/V 06490) und Nr. 2150 Richard-Strauss-Straße (Sit-
zungsvorlage Nr. 20-26/V 06558) als Satzung beschlossen.

Zum Bebauungsplan mit Grünordnung Nr. 2109 (Appenzeller Straße):
In Fürstenried West werden in der bestehenden Wohnsiedlung der Bayeri-
schen Versorgungskammer beiderseits der Appenzeller Straße und Bellin-
zonastraße zusätzlich 660 neue Wohnungen gebaut. Der größte Teil des 
Planungsgebietes von insgesamt 16,7 ha ist – wie im Satzungsbeschluss 
ausgeführt - im Eigentum von fünf berufsständischen bzw. kommunalen 
Versorgungswerken. Sie werden gesetzlich vertreten von der BVK mit Sitz 
in München. Die Grundstücke der Versorgungswerke mit einer Größe von 
13,5 ha waren als Ausgangslage der Planung bereits mit 1.486 Wohnungen 
bebaut. Die öffentlichen Verkehrsflächen innerhalb des Planungsgebietes 
sind in städtischem Eigentum.
Die Aufstellung des Bebauungsplanes mit Grünordnung Nr. 2109 hatte das 
vorrangige Ziel durch Weiterentwicklung der bestehenden Wohnsiedlung 
auf nachhaltige Weise die zusätzliche Errichtung von Wohnraum samt den 
erforderlichen Infrastrukturen zu ermöglichen. Insofern erfolgte hier eine 
Zusammenarbeit mit der BVK im Rahmen der üblichen und erforderlichen 
Abstimmungen mit Grundeigentümern. Entsprechend den Verfahrens-
grundsätzen der Sozialgerechten Bodennutzung (SoBoN) wurde begleitend 
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zum Bebauungsplanverfahren ein städtebaulicher Vertrag mit der BVK 
abgeschlossen. Eine Entwicklung städtischer Wohnbauflächen erfolgte in 
diesem Zusammenhang nicht.
In Hinblick auf die laufende Umsetzung des Quartiers wurden von der BVK 
und der zur Umsetzung beauftragten Hines Immobilien GmbH außerdem 
noch folgende Informationen (Stand Februar 2026) gegeben:

„Eigentümerin des Quartiers FÜRstenried West ist die Quartier FÜRsten-
ried West GmbH & Co. geschl. InvKG, deren Gesellschafter fünf bei der 
Bayerischen Versorgungskammer bestehende Versorgungseinrichtungen 
sind. Damit ist die BVK nachhaltig und dauerhaft in Fürstenried West veran-
kert. Dieses Konstrukt wurde gewählt, um eine optimierte Immobilienbe-
wirtschaftung sowie die kontinuierliche Weiterentwicklung des Quartiers 
sicherzustellen.

Zur Umsetzung der Baumaßnahmen wurde die Hines Immobilien GmbH 
als Asset- und Development-Manager beauftragt und hierzu umfassend 
bevollmächtigt. Hines übernimmt die operative Steuerung der Entwick-
lungs- und Sanierungsmaßnahmen im Quartier. Die Hausverwaltung und 
Bewirtschaftung verantwortet die Smart Property Management GmbH.“

 „Der Baubeginn für die Neubaumaßnahmen fand ebenfalls 2023 statt.
Von insgesamt 23 erforderlichen Baugenehmigungen für die Neubaumaß-
nahmen liegt derzeit der weit überwiegende Teil vor: 17 Genehmigungen 
sind bereits erteilt, fünf weitere Anträge sind eingereicht und ein weiterer 
unmittelbar in Vorbereitung. Die Sanierung von Dach, Fassade und Strän-
gen in den übrigen Bestandsgebäuden erfolgt verfahrensfrei.

Nach derzeitigem Stand wird eine Fertigstellung aller Neubaumaßnahmen 
bis 2030 angestrebt.“

Zum Bebauungsplan mit Grünordnung Nr. 2150 (Richard-Straße-Straße):
In Bogenhausen entsteht derzeit das neue Headquarter TRIDEA der BVK, 
in dem alle bisherigen Münchner Standorte aus der Denninger Straße 
und der Arabellastraße zusammengefasst und zusätzliche Flächen für den 
mittelfristig zu erwartenden Anstieg ihrer Beschäftigtenzahlen geschaffen 
werden.
Die moderne Zentrale in Holz-Hybridbauweise mit insgesamt 72.400 m² 
Geschossfläche sieht zwei Punkthochhäuser mit 16 und 25 Geschossen 
sowie ein Schreibenhochhaus mit 13 Geschossen vor.
Der Bebauungsplan wurde im beschleunigten Verfahren nach § 13 a 
BauGB aufgestellt und als Vorhaben- und Erschließungsplan entwickelt. 
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Der städtebauliche Vertrag wurde – wie beim Projekt Appenzeller Straße – 
parallel zum Planungsverfahren geschlossen.

Die BVK hat sich im Rahmen der o.g. städtebaulichen Verträge auch zu 
einer Realisierung in einem gewissen Zeitrahmen verpflichtet. Das Referat 
für Stadtplanung und Bauordnung wurde diesbezüglich auch nicht über Än-
derungen an der geplanten Realisierung informiert.

Beantwortung der Fragen:
Vor dem Hintergrund der dargestellten Auskünfte und Informationen be-
antwortet das Referat für Stadtplanung und Bauordnung die gestellten Fra-
gen wie folgt:

Frage 1: 
Liegt der Stadtverwaltung eine Bewertung vor, inwieweit die berichteten 
Verluste der BVK aus US-Immobiliengeschäften Auswirkungen auf lau-
fende oder künftige Bauvorhaben der BVK in München haben? Wenn ja, 
wie wird dieses Risiko eingeschätzt?

Antwort:
Der Landeshauptstadt München/Referat für Stadtplanung und Bauordnung 
liegen zu den oben beschriebenen Projekten keine Informationen vor, wo-
nach sich Änderungen an der laufenden Umsetzung gemäß den vorliegen-
den Vereinbarungen ergeben.

Die BVK hat hierzu außerdem folgende Auskunft gegeben:
„Als einer der größten institutionellen Investoren Deutschlands verfügt die 
BVK über eine entsprechend solide finanzielle Basis und verfolgt eine breit 
diversifizierte Anlagestrategie, die auf Stabilität und langfristigen Werterhalt 
ausgerichtet ist.
Auch in anspruchsvollen Marktphasen hat die BVK wiederholt bewiesen, 
zuverlässig und vorausschauend zu agieren – einzelne Investments ändern 
daran nichts. Daher sind auch das Büroensemble TRIDEA oder die Wohn-
bauentwicklung Quartier FÜRstenried West von den Herausforderungen 
einzelner US-Immobilieninvestments der BVK nicht betroffen und werden 
planmäßig umgesetzt.“

Frage 2:
Besteht aus Sicht der Stadtverwaltung die Gefahr, dass sich geplante Bau-
projekte, an denen die BVK beteiligt ist, verzögern oder in ihrer Umsetzung 
gefährdet werden könnten – sei es durch Finanzierungsengpässe oder ver-
änderte Investitionsstrategien der BVK?
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Antwort:
siehe Antwort zu Frage 1

Frage 3:
In Berichten wird auch auf frühere Engagements der BVK mit der öster-
reichischen Signa-Gruppe und deren Gründer René Benko verwiesen 
sowie das Risiko eines „Benko-Szenarios“ (Verluste, Projektstockungen, 
Insolvenzrisiken) in Verbindung mit Immobilienprojekten.
a)	 Hat die Stadtverwaltung Kenntnisse darüber, ob Beteiligungen oder 

Kooperationen der BVK mit Signa bzw. Benko-nahen Unternehmen auch 
städtische Projekte betreffen?

b)	 Welche Konsequenzen zieht die Stadtverwaltung für städtische Planun-
gen, falls sich solche Risiken materialisieren?

Antwort:
Die BVK hat hierzu mitgeteilt, dass die Bayerische Versorgungskammer zu 
keinem Zeitpunkt in Projekte der SIGNA-Gruppe in München involviert war.

Frage 4:
Welche Mechanismen der städtischen Risikoüberwachung und Kommuni-
kation mit der BVK existieren, um frühzeitig über mögliche Risiken aus sol-
chen Investments informiert zu werden und darauf reagieren zu können?

Antwort: 
Die erforderlichen Vereinbarungen zur Umsetzung der oben beschriebenen 
Planungen wurden in einem städtebaulichen Vertrag mit der BVK getroffen 
und auch gesichert. Sollten die getroffenen Vereinbarungen nicht eingehal-
ten werden können, greifen die entsprechenden Regelungen im Vertrag 
bzw. müsste die BVK mit dem Wunsch nach einer Anpassung des Vertra-
ges auf die LHM zugehen.

Frage 5:
Plant die Stadtverwaltung, sich gegenüber der BVK oder dem Freistaat 
Bayern für eine erhöhte Transparenz und Risikooffenlegung bei Großprojek-
ten einzusetzen, um finanzielle und planerische Risiken für die Stadt auszu-
schließen?

Antwort:
Durch die bei der LHM entsprechend den Regularien der SoBoN eingeführ-
ten städtebaulichen Verträge flankierend zur Aufstellung von Bebauungs-
plänen, erfolgt mit der Grundzustimmung schon vor Aufstellungsbeschluss 
bereits standardmäßig eine Vereinbarung bezüglich der Kostenbeteiligung 
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privater Grundeigentümer an den durch die Bebauungsplanung entstehen-
den Kosten.

Um Kenntnisnahme von den vorstehenden Ausführungen wird gebeten. 
Wir gehen davon aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist.
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Heizungsausfall in Dawonia Wohnblock am Hasenbergl - Welche Rolle 
spielen die SWM?
Anfrage Stadtrats-Mitglieder Marie Burneleit, Stefan Jagel, Thomas 
Lechner und Brigitte Wolf (Die Linke / Die PARTEI Stadtratsfraktion) vom 
13.1.2026

Antwort Dr. Christian Scharpf, Referent für Arbeit und Wirtschaft:

In Ihrer Anfrage vom 13.1.2026 führten Sie als Begründung aus:

„Seit November 2025 frieren die Bewohner*innen einer Wohnanlage des 
Immobilienkonzerns Dawonia im Hasenbergl (Linkstraße, Harpprecht-
straße, Schleißheimer Straße). Wie die TZ berichtet, können die Wohnun-
gen nur schwach oder gar nicht beheizt werden¹. Die Bewohner*innen 
frieren, die Temperaturen fallen bis auf 11 Grad, und es kommt vermehrt zu 
Schimmelbildungen.

Bewohner*innen berichteten der Linken, die Temperaturen seit November 
liegen meist unter 16 Grad, oft weit darunter, und nur selten wurden 16-18 
Grad in der Spitze an Sonnentagen erreicht. Der Immobilienkonzern Dawo-
nia lässt die Menschen im Kalten sitzen, reagiert nicht oder nur sporadisch 
auf die Bewohner*innen. Den frierenden Bewohner*innen erklärt die Da-
wonia zunächst, der Heizungsausfall sei ,vollständig beseitigt‘, später dann, 
dass ,die Stadtwerke aktuell unzureichend Wärmemengenleistung liefern, 
die nicht der vertraglich vereinbarten Wärmelieferleistung entspricht‘.
Wenige Bewohner*innen erhalten ein elektrisches Heizgerät, andere 
nichts und versorgen sich privat mit entsprechenden Notfallgeräten. Unklar 
bleibt, wer die zusätzlich entstehenden Stromkosten tragen wird.
Der Wohnblock (2012 unter dem damaligen Finanzminister Markus Söder 
privatisiert) wurde erst vor wenigen Jahren an die Fernwärme der Stadt-
werke München angeschlossen, nachdem einige Wohnblöcke modernisiert 
und die Anlage nachverdichtet wurde. Schon damals stand die GBW (heute 
Dawonia) in der Kritik, durch die Modernisierung die Mieter*innen zu ver-
treiben². Die Schuld für den Heizungsausfall wurde von der Dawonia auf 
die Stadtwerke München (SWM) geschoben, die angeblich nicht die ver-
einbarte Wärme geliefert haben.“

1	 TZ 08.01.26: Bibber-Alarm im Hasenbergl geht weiter: „Bei uns ist es immernoch kalt

2	 TZ 15.01.19: Offiziell nicht mehr gemeinnützig: GBW-Mieter fürchten neue Konzern-Politik
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Die in Ihrer Anfrage gestellten Fragen können nach Abstimmung mit dem 
Sozialreferat und den SWM wie folgt beantwortet werden:

Frage 1:
Wer trägt aus Sicht der Stadt die Schuld für den monatelangen Heizungs-
ausfall im Wohnblock der Dawonia am Hasenbergl?

Antwort des Sozialreferats:
Laut Mitteilung der SWM (vgl. Antwort der SWM zu Frage 5) stand „zu 
jeder Zeit eine ausreichende Wärmeversorgung (…) zur Verfügung“. Daher 
geht das Sozialreferat davon aus, dass die Vermieterin den Heizungsausfall 
zu vertreten hat.

Frage 2:
Steht den betroffenen Mieter*innen aus Sicht der Stadt ein Recht auf 
Mietminderung zu? Wenn ja, in welcher Höhe angesichts der extrem kal-
ten Temperaturen?

Antwort des Sozialreferats:
Die Mieter*innen sind gemäß § 536 BGB (Bürgerliches Gesetzbuch) bei 
einem Wohnungsmangel, der die Tauglichkeit zum vertragsgemäßen Ge-
brauch einschränkt, zu einer Mietminderung berechtigt. Die Rechtspre-
chung sieht eine Mietminderung dann als gerechtfertigt an, wenn in den 
Wintermonaten tagsüber in den Wohnräumen nicht mindestens 19 Grad 
Celsius erreicht werden können. Da keine gesetzlichen Vorgaben für Min-
derungsquoten existieren, sollten sich Mieter*innen bei der Festlegung 
der Minderungshöhe an Gerichtsurteilen orientieren, die in vergleichbaren 
Fällen ergangen sind. Die Höhe der Minderungsquote muss für jeden Ein-
zelfall gesondert bestimmt werden und richtet sich nach dem Ausmaß der 
Beeinträchtigung. Beispielhaft kann ein Urteil des Amtsgerichts Görlitz ge-
nannt werden, welches bei einer Raumtemperatur von 16-18 Grad Celsius 
eine Minderung in Höhe von 30% als gerechtfertigt ansah (Aktenzeichen: 
1 C 1320/96). Um eine Mietminderung korrekt durchzuführen, ist eine fach-
liche Unterstützung z.B. durch einen Mieterverein zu empfehlen.“

Frage 3:
Kam es von Seiten der SWM zu unzureichenden Wärmemengenleistun-
gen, die nicht der vertraglich vereinbarten Wärmelieferleistung entspre-
chen, so wie es die Dawonia behauptet?
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Antwort der SWM:
Die SWM haben der Dawonia die mit ihr vertraglich vereinbarte Wärmelei-
stung zur Verfügung gestellt.

Frage 4:
Wurden die SWM von der Dawonia bezüglich dieses Falles kontaktiert und 
ist zumindest eine Teilschuld seitens der Stadtwerke gegeben? Falls dem 
nicht so ist, wie erklären sich die SWM die Äußerung der Dawonia diesbe-
züglich?

Antwort der SWM:
Die SWM wurden durch Dawonia am 7.1.2026 um 13:50 Uhr kontaktiert. 
Offenbar liegt ein komplexes technisches Problem vor, das jedoch nicht 
aus der Wärmebereitstellung der SWM an Dawonia resultiert. Die SWM 
unterstützen die Dawonia und stehen mit ihr in regelmäßigem Austausch.

Frage 5:
In welchen Zeiträumen und in welcher Höhe waren bzw. sind die Wärme-
mengenleistungen unzureichend?

Antwort der SWM:
Es stand zu jeder Zeit eine ausreichende Wärmeversorgung am Übergabe-
punkt zwischen Fernwärmenetz und Kundenanlage zur Verfügung.

Frage 6:
Was sind die konkreten Ursachen der unzureichenden Wärmemengenlei-
stungen?

Antwort der SWM:
Es besteht keine unzureichende Wärmebereitstellung.
Siehe auch Antwort zu Frage 5.

Frage 7:
Bis wann ist die Wiederherstellung der Wärmemengenleistung zugesi-
chert?

Antwort der SWM:
Es besteht keine unzureichende Wärmebereitstellung.“
Siehe auch Antwort zu Frage 5.
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Frage 8:
Wie stellen die SWM sicher, dass es in Zukunft zu keinen weiteren unzu-
reichenden Wärmemengenleistungen kommt?

Antwort der SWM:
Die Wärmemengenleistungen waren ausreichend.
Siehe auch Antwort zu Frage 5.

Frage 9:
Neben einer möglichen unzureichenden Wärmemengenleistung gibt es 
weitere Gründe für den Heizungsausfall im Hasenbergl?

Antwort der SWM:
Die Wärmebereitstellung der SWM war zu jedem Zeitpunkt sichergestellt. 
Die SWM unterstützen den Kunden intensiv bei der Fehlersuche. Wie 
bereits erwähnt, stehen Dawonia und SWM in regelmäßigem Austausch. 
Die SWM werden zudem im Fernwärmenetz einen weiteren Messpunkt 
installieren, der Druck- und Temperaturwerte kontinuierlich erfasst. Dies 
soll das frühzeitige Erkennen potenzieller Störungen auf Seiten des Fern-
wärmenetzes und eine schnellere Ursachenanalyse ermöglichen. Dawonia 
wird ihrerseits Messwerte und Regelverhalten der Kundenanlage aufzeich-
nen und auswerten. Die SWM haben zudem nochmals die Kontaktdaten 
der Entstörungsstelle (Erreichbarkeit 24/7) und weiterer Ansprechpartner 
benannt.

Frage 10:
Können die SWM die Heizsituation der Bewohner*innen kurzfristig verbes-
sern, beispielsweise durch Einsatz mobiler Heizstationen?

Antwort der SWM:
Die Wärmeleistung wird am Anschlusspunkt zur Verfügung gestellt, eine 
mobile Heizstation ist daher nicht erforderlich.

Frage 11:
Im Falle einer Teilschuld (beispielsweise durch unzureichende Wärmemen-
genleistungen) der SWM, würden die SWM die dadurch entstehenden 
Mehrkosten (z.B. Strom für zusätzliche Heizgeräte oder erhöhte Heizko-
sten durch eine mobile Heizstation) für die Mieter*innen mittragen? Falls 
ja, in welcher Höhe?

Antwort der SWM:
Es bestand keine unzureichende Wärmemengenleistung.
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Frage 12:
Gäbe es weitere Ansprüche auf Schadensersatz, etwa wegen gesundheitli-
cher Belastungen?

Antwort des Sozialreferats:
Gemäß § 536a BGB haben Mieter*innen bei einem Wohnungsmangel, der 
während der Mietzeit auftritt und den die Vermieterin zu vertreten hat, ei-
nen Anspruch auf Schadensersatz. Dieser kann sich grundsätzlich auch auf 
gesundheitliche Belastungen erstrecken.

Ich hoffe, dass ich Ihre Fragen hiermit zufriedenstellend beantworten 
konnte.
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Kulturrettung I: Einführung einer Kulturabgabe auf kommerzielle 
Großevents
Antrag Stadtrat Stefan Jagel (Die Linke / Die PARTEI Stadtratsfraktion) vom 
15.1.2026

Antwort Dr. Christian Scharpf, Referent für Arbeit und Wirtschaft:

In Ihrem Antrag bitten Sie darum, die Olympiapark München GmbH und 
die Messe München GmbH über eine Gesellschafteranweisung anzu-
weisen, auf Eintrittskarten für kommerzielle Großveranstaltungen eine 
Kulturabgabe in Höhe von 2 Euro pro Ticket zu erheben. Die Einnahmen 
sollen zweckgebunden in den kommunalen Kulturhaushalt fließen. Als Be-
gründung führen Sie aus, dass kommerzielle Großevents erheblich von der 
städtischen Infrastruktur profitieren. Eine Kulturabgabe stellt sicher, dass 
ein Teil dieser Einnahmen der Förderung von freier und institutioneller Kul-
tur zugutekommt und zur Stabilisierung des Kulturhaushalts beiträgt.

Ihr Einverständnis vorausgesetzt, erlaube ich mir, Ihren Antrag anstelle ei-
ner Stadtratsvorlage als Brief zu beantworten.

Zu Ihrem Antrag habe ich die Olympiapark München GmbH und die Messe 
München GmbH um Stellungnahmen gebeten.

Olympiapark München GmbH:
Die Olympiapark München GmbH (OMG) steht einer Kulturabgabe, wie 
sie beispielsweise in Frankreich eingeführt wurde, grundsätzlich positiv 
gegenüber. Eine Kulturabgabe müsste jedoch bundesweit eingeführt wer-
den, damit keine Wettbewerbsnachteile für einzelne Veranstaltungsstätten 
entstehen. 

Die OMG tritt bei kommerziellen Großveranstaltungen als Vermieterin und 
Betreiberin der Veranstaltungsstätten auf. Die Preisgestaltung für Eintritts-
karten obliegt allein den Veranstaltern im Olympiapark München. Hierauf 
kann die OMG keinen Einfluss nehmen, auch nicht aufgrund einer Gesell-
schafterweisung. Die einzige Ausnahme bildet der Sommernachtstraum, 
eine Eigenveranstaltung der OMG, bei dem die Preisgestaltung der OMG 
obliegt. Die OMG sieht den Sommernachtstraum nicht als kommerzielles 
Großevent im Sinne des Antrages. Ziel der OMG ist es, diese Veranstal-
tung kostendeckend durchzuführen. Eine Kulturabgabe würde die wirt-
schaftliche Situation der Eigenveranstaltung verschlechtern.
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Messe München GmbH:
Die Messe München teilt das Anliegen, die kulturelle Vielfalt in München 
nachhaltig zu stärken. Den vorgeschlagenen Weg einer verpflichtenden 
Kulturabgabe in Höhe von 2 Euro je Ticket auf kommerzielle Großveranstal-
tungen kann die Messe München jedoch nicht unterstützen.

Die Messe München ist bereits heute ein wesentlicher Motor für Wert-
schöpfung in München und städtische Einnahmen. Ihre Veranstaltungen 
erzeugen erhebliche Umsätze bei Hotels, Gastronomie, Handel, Mobilität 
und Dienstleistern in der Region. Diese Effekte kommen der Stadt Mün-
chen und ihren Bürgerinnen und Bürgern unmittelbar zugute und tragen 
auch über bestehende Abgaben- und Steuermechanismen zur Finanzie-
rung öffentlicher Aufgaben bei.

Zudem folgt die Preisgestaltung der Messe München einer klaren Kalkula-
tions- und Investitionslogik. Die Erlöse sind erforderlich, um den sicheren 
und leistungsfähigen Betrieb des Messegeländes sowie die Durchführung 
von Veranstaltungen zu gewährleisten. Eine pauschale Zusatzabgabe pro 
Ticket würde diese Logik durchbrechen und entweder zu höheren Endprei-
sen oder zu geringeren Mitteln für Betrieb und Investitionen führen.

Schließlich steht die Messe München in einem intensiven nationalen und 
internationalen Standortwettbewerb um Veranstaltungen und Besucher. 
Eine lokale Zusatzabgabe erhöht die Kosten pro Ticket und kann die At-
traktivität Münchens als Veranstaltungsstandort mindern. Das Risiko von 
Ausweichreaktionen und damit sinkenden Besucherzahlen würde nicht nur 
die Messe München, sondern auch die städtische Umwegrentabilität ins-
gesamt schwächen.

Ich bitte Sie, von den vorstehenden Ausführungen Kenntnis zu nehmen, 
und hoffe, dass Ihr Antrag zufriedenstellend beantwortet ist und als erle-
digt gelten darf.
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Faires Parken in Freiham
Antrag Stadtrats-Mitglieder Nikolaus Gradl und Heike Kainz (Stadtratsfrak-
tion der CSU mit FREIE WÄHLER) vom 15.1.2026

Antwort Stadtbaurätin Professorin Dr. (Univ. Florenz) Elisabeth Merk:

In Ihrem Antrag vom 15.1.2026 fordern Sie, dass das Referat für Stadtpla-
nung und Bauordnung ein geeignetes Grundstück zum Bau einer temporä-
ren Parkhochgarage in Freiham identifiziert. Die Umsetzung soll in Zusam-
menarbeit mit dem Mobilitätsreferat erfolgen. Dabei sollen private Partner 
oder auch die städtische Tochter Park & Ride GmbH mit als Betreiber ge-
wonnen werden. 

Ihr Einverständnis vorausgesetzt, erlauben wir uns, Ihren Antrag mit die-
sem Schreiben zu beantworten.

Zu Ihrem Antrag teilt Ihnen das Referat für Stadtplanung und Bauordnung 
Folgendes mit:

Der im Antrag geschilderte Parkdruck im Stadtteil Freiham wird seitens der 
Verwaltung gesehen und ist Gegenstand laufender fachreferatsübergrei-
fender Abstimmungen. Zur Konkretisierung möglicher Maßnahmen wurde 
der interdisziplinäre und referatsübergreifende Arbeitskreis „Stellplätze in 
Freiham“ gegründet, bei dem geeigneten Flächen für temporäre Interims-
stellplätze systematisch geprüft wurden. Auf Grundlage der aktuellen Be-
darfsmeldungen ergibt sich derzeit ein Bedarf von rund 300 Stellplätzen.

Im Zuge einer Begehung vor Ort wurden insgesamt fünf potenzielle Stand-
orte bewertet. Im Er-gebnis ist festzuhalten:

	- 	Die Fläche WA2 (Nord/Ost) im ersten Bauabschnitt des zweiten Realisie-
rungsabschnitts wird aufgrund ihrer zentralen Lage, der guten verkehrli-
chen Erschließung über die Aubinger Allee sowie der zeitnahen Verfüg-
barkeit als vorrangig geeignet eingestuft.

	- 	Die Fläche WA7 im ersten Bauabschnitt des zweiten Realisierungsab-
schnitts ist ebenfalls geeignet und soll ergänzend herangezogen werden, 
insbesondere zur Deckung weiteren bzw. nördlich gelegenen Bedarfs 
sowie möglicher Bedarfssteigerungen.

	- 	Die Fläche SO1 im ersten Realisierungsabschnitt weist insbesondere 
aufgrund der eingeschränkten verkehrlichen Erschließung, der potenziel-
len zusätzlichen Belastung angrenzender Wohnstraßen sowie im Hinblick 
auf die Schulwegsicherheit erhebliche Einschränkungen auf und wird da-
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her lediglich als nachrangige Reservefläche mit begrenzter Kapazität (ca. 
50 Stellplätze) eingestuft.

	- 	Die Fläche SO2/MK 2(6) im ersten Realisierungsabschnitt ist bereits 
befestigt und kann daher grundsätzlich zeitnah für Interimsstellplätze ge-
nutzt werden. Im Arbeitskreis bestand Einigkeit darüber, dass die Anzahl 
der Stellplätze auf diese Fläche im Falle einer Interimslösung auf ca. 65 
Stellplätze begrenzt werden sollte. Die verbleibenden Stellplätze müss-
ten auf weiteren bzw. anderen Potenzialflächen untergebracht werden, 
die möglichst zentral im Baugebiet liegen sollten.

	- 	Weitere geprüfte Fläche – das SO1 im ersten Bauabschnitt des zweiten 
Realisierungsabschnitts – eignen sich nicht für eine Nutzung als Interims-
stellplatzflächen.

Im Ergebnis wird ein Konzept mit mehreren Interimsflächen verfolgt. Die 
Umsetzung erfolgt schrittweise und bedarfsgerecht. Grundlage hierfür ist 
die zu Beginn durchgeführte Bedarfsermittlung in Form einer Prognose, 
aus der sich zunächst eine vorläufige Kapazitätsobergrenze von 300 Stell-
plätzen ergibt. Eine entsprechende Erweiterungsoption kann im Rahmen 
der Ausschreibung vorgesehen werden. Sofern ein Bedarf über 300 Stell-
plätze hinaus entsteht, sind die zuständigen Gremien, Fachreferate sowie 
weiteren städtischen Akteure erneut einzubinden. 

Das Kommunalreferat sowie der Zweckverband Freiham bereiten derzeit 
die entsprechenden Ausschreibungen vor. Diese erfolgen in Abstimmung 
zwischen dem Referat für Stadtplanung und Bauordnung, dem Mobilitäts-
referat sowie weiteren betroffenen Fachstellen. 

Dabei sind insbesondere folgende Rahmenbedingungen zu berücksichti-
gen:

	- 	Herstellung oberirdischer, ebenerdiger, nicht überdachter sowie nicht 
versiegelter Stellplatzflächen mit insgesamt 300 Stellplätzen 

	- 	Verzicht auf die Errichtung von Hochbauten oder Garagenanlagen
	- 	Technisch gesicherte, beschränkte Zu-/Ausfahrt
	- 	Klar abgegrenzte und eingefriedete Flächen
	- 	Gewährleistung der Sicherheit für Fuß- und Radverkehre, insbesondere 
für Schulkinder 

	- 	Sicherstellung einer geordneten verkehrlichen Erschließung
	- 	Berücksichtigung erforderlicher Flächen für Lärmschutzmaßnahmen (zu-
gunsten der bereits vorab realisierten Wohnbebauung, sofern die lärmab-
schirmende Bebauung entlang des Autobahnzubringers und der Aubinger 
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Allee noch nicht vorhanden ist) sowie bestehender und geplanter Infra-
strukturen (u.a. Bushaltestellen, Lichtsignalanlagen)

	- 	Organisation der Zufahrt (z.B. mittels Schrankenanlage mit ausreichen-
den Aufstellflächen auf dem Grundstück)

	- 	Einsatz geeigneter Abrechnungssysteme zur Vermeidung missbräuchli-
cher Weitervermietungen

Zudem ist vorgesehen, die Nutzung der Interimsstellplätze zeitlich zu be-
fristen sowie zu sozialverträglichen, jedoch die für Tiefgaragenstellplätze in 
Freiham entsprechenden Konditionen nur auf künftigen Baulandflächen an-
zubieten, um eine Rückführung der Flächen in die planmäßige Entwicklung 
zu gewährleisten.

Die im Antrag angeregte Einbindung privater Dritter bzw. geeigneter Be-
treiber wird im Rahmen der Ausschreibung geprüft. Dies schließt auch 
die Beteiligung städtischer Gesellschaften, insbesondere der Park & Ride 
GmbH, ein. Ergänzend wird geprüft, inwieweit bestehende Parkierungs-
angebote, insbesondere im Bereich von P+R-Anlagen, erweitert werden 
können.

Hinsichtlich der im Antrag vorgeschlagenen Errichtung einer temporären 
Parkhochgarage ist festzustellen, dass die aktuell verfolgte Lösung mit 
mehreren Interimsflächen flexibler, schneller umsetzbar und besser an 
die tatsächliche Bedarfsentwicklung anpassbar ist. Die Interimsstellplätze 
sichern die Mobilitätsbedürfnisse der Bewohner*innen des ersten Realisie-
rungsabschnitts während der Übergangsphase bis zur Nachschärfung der 
Mobilitätskonzepte und der flächendeckenden Einführung des Parkraum-
managements im ersten Realisierungsabschnitt sowie bis zum Bau von 
Quartiersgaragen (Mobilitätshäuser) im ersten Bauabschnitt des zweiten 
Realisierungsabschnitts. Letztere werden auch Pufferstellplätze für die 
Bewohner*innen des ersten Realisierungsabschnitts vorsehen. Eine lang-
fristige Umnutzung (zum Beispiel in Lagerflächen) oder Neuzuordnung die-
ser Pufferstellplätze (als Stellplatznachweis für folgende Bauabschnitte) ist 
denkbar. Mithilfe des Systems aus Interims- und Pufferstellplätzen in Quar-
tiersgaragen sollen mögliche zwischenzeitliche Engpässe im Verkehrsan-
gebot überbrückt werden, bis die U5 nach Freiham in Betrieb genommen 
werden kann. Zudem stellt die gewählte Lösung eine kostengünstige und 
vergleichsweise leicht rückbaubare Option dar. 
Ein temporärer Hochbau wäre hingegen weder nachhaltig noch ressour-
censchonend im Sinne langfristiger Stadtentwicklungsziele. Vor diesem 
Hintergrund wird die derzeit vorgeschlagene Vorgehensweise insgesamt 
als zielführend bewertet.
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Um Kenntnisnahme von den vorstehenden Ausführungen wird gebeten.
Wir gehen davon aus, dass die Angelegenheit damit abgeschlossen ist.
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Gasmangellage mit Maßnahmen begegnen
Dringlichkeitsantrag Stadtrats-Mitglieder Daniel Stanke, Markus Walbrunn 
und Iris Wassill (AfD) vom 3.2.2026

Antwort Dr. Christian Scharpf, Referent für Arbeit und Wirtschaft:

Sie beantragen, der Stadtrat möge beschließen, dass über den Städtetag 
die Forderung nach einer neuen Quelle für Gaslieferungen an die zuständi-
gen Bundesministerien und an die Bundesregierung herangetragen wird, 
um eine Gasmangellage abzuwenden. Zudem sollen die SWM dem Stadt-
rat aktuelle Daten zu Gasressourcen und -bedarf vorlegen, Vorschläge zur 
Mobilisierung anderer Ressourcen als Gas aufzeigen und die Bürger sowie 
betroffene Betriebe über mögliche notwendige Maßnahmen informieren.

Ihr Einverständnis vorausgesetzt, erlaube ich mir, Ihren Antrag als Brief zu 
beantworten. Zur Gasversorgungssituation haben die SWM Folgendes mit-
geteilt:

„Die Gasversorgung in Deutschland ist laut Aussage der BNetzA stabil und 
die Versorgungssicherheit ist gewährleistet. Die Gefahr einer angespann-
ten Gasversorgung wird im Augenblick als gering eingeschätzt.

Die Beschaffung einer neuen Gasquelle für Gaslieferungen ist somit der-
zeit nicht erforderlich.

Die kurzfristige Mobilisierung anderer Ressourcen als Gas ist derzeit eben-
falls nicht erforderlich.

Die Information aller Bürger und betroffener Betriebe über mögliche not-
wendige Maßnahmen ist derzeit ebenfalls nicht erforderlich.

Ein sparsamer Umgang mit Gas bleibt allerdings angesichts des weiterhin 
erhöhten Preisniveaus für Haushaltskunden sinnvoll.“

Ich bitte Sie, von den vorstehenden Ausführungen Kenntnis zu nehmen 
und hoffe, dass Ihr Antrag zufriedenstellend beantwortet ist und als erle-
digt gelten darf.
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Expertise für die Erwachsenenbildung:  
Neues Kuratorium der Münchner Volkshochschule (MVHS) 

Am Dienstag hat sich das neu gewählte Kuratorium der Münchner Volkshochschule zu seiner 

konstituierenden Sitzung im Bildungszentrum Einstein 28 getroffen. Auf der Tagesordnung standen neben 

dem gegenseitigen Kennenlernen die Wahl der Vorsitzenden des Kuratoriums sowie die Wahl der beiden 

Vertretungen des Kuratoriums im Aufsichtsrat der MVHS.  

Zum neuen Vorsitzenden des Kuratoriums wurde Haimo Liebich gewählt (Vorsitzender des Vereins der 

Förderer und Freunde der MVHS, ehem. Stadtrat), zum stellvertretenden Vorsitzenden 

Prof. Dr. Dr. Hans Georg Lößl (früherer MVHS-Geschäftsführer und ehem. Präsident der Universität der 

Bundeswehr). 

Zu den neu gewählten Mitgliedern des Kuratoriums der MVHS zählen unter anderem 

Prof. Dr. Maria Bannert (Lehrstuhl für Lehren und Lernen mit digitalen Medien, TU München), 

Svenja Gutzeit (Vorsitzende des Kreisjugendrings München-Stadt) oder auch Daniel Sponsel (Präsident der 

Hochschule für Fernsehen und Film München).  

Ins Kuratorium wieder gewählt wurden unter anderen Martha Doll (Abteilungsleitung Migration, 

Integration, Teilhabe im Amt für Wohnen und Migration der Landeshauptstadt München), Prof. Lydia Grün 

(Präsidentin der Hochschule für Musik und Theater München) und Dr. Charlotte Knobloch (Präsidentin der 

Israelitischen Kultusgemeinde München und Oberbayern). Die vollständige Liste der Mitglieder des MVHS-

Kuratoriums findet sich unter mvhs.de/gremien.  






	Terminhinweise für Medien
	Bürgerangelegenheiten
	Meldungen
	Neue Räume für mehr Sicherheit auf dem Oktoberfest
	Stadt zeichnet Friedrich Ani mit dem Literaturpreis 2026 aus
	120 Medienscouts nehmen ihre Arbeit an Münchner Schulen auf
	MünchenHören 2026: Schüler*innen präsentieren Audio-Beiträge zu KI
	DIY-Workshop: Gebrauchte Solarmodule bekommen zweites Leben
	Sommerfest auf dem Wochenmarkt Fürstenried-West

	Antworten auf Stadtratsanfragen
	Höhenbegrenzung von 37 Metern für Neubauten im Münchner Innenstadtbereich nach dem Vorbild von Paris
	Befürchtete 1,6 Milliarden Euro Investment-Verluste der Bayerischen Versorgungskammer (BVK): Was bedeutet das für Vorhaben in München (v.a. Neubau der BVK-Zentrale, Nachverdichtung Fürstenried)?
	Heizungsausfall in Dawonia Wohnblock am Hasenbergl - Welche Rolle spielen die SWM?
	Kulturrettung I: Einführung einer Kulturabgabe auf kommerzielle Großevents
	Faires Parken in Freiham
	Gasmangellage mit Maßnahmen begegnen

	Anträge und Anfragen aus dem Stadtrat
	Baustellenkoordinator im Büro des Oberbürgermeisters
	Weniger Hitze auf dem Quartiersplatz Bahndeckel – Helle Oberflächen für mehr Aufenthaltsqualität prüfen!
	Intendanzwechsel an den Münchner Kammerspielen: Warum ein kostspieliger Neustart trotz Rekordbilanz?
	Kulturelle Zwischennutzung auf dem Areal Hansastraße 31 ermöglichen – Werkstatt und Kreativflächen für Kultur- und Kreativschaffende öffnen
	„Wasser ist Leben“ –Langzeit-Kampagne statt kurzfristige Krisenkommunikation
	Hitzeschutz in medizinischen und pflegerischen Einrichtungen – Zustand der Raumkühlung in städtischen Kliniken und Altenheimen

	Pressemitteilungen städtischer Beteiligungsgesellschaften
	„Mit VR ans ZIEL“: SWM Bildungsstiftung fördert innovatives Lernprojekt an Mittelschulen
	MVGO: Mobilitäts -App und Reisebegleiter mit Live -Modus
	150 Jahre Tram: MVG Museum am Wochenende geöffnet
	Darmkrebs mit 35? München Klinik startet Spezialprogramm für junge Krebspatient*innen
	Gemeinsam gegen Krebs:Patiententag in der München Klinik Neuperlach
	Freiham erleben beim Stadtteilfest Freiham am Samstag, 18.07.2026
	Expertise für die Erwachsenenbildung: Neues Kuratorium der Münchner Volkshochschule (MVHS)




